
 
Verbandsgemeindeverwaltung  
Rhein-Selz Oppenheim, den 16.01.2025 
Fachbereich: Bauen und Umwelt 
Aktenzeichen: 043/611-1/2024/41 

Vorlage: 043/2025/0008 
 
B e s c h l u s s v o r l a g e  
 

 Sitzungstag TOP Status Abst. 
ja 

Abst. 
nein 

Abst. 
Enth. 

Ausschuss für Bauwesen und 
Stadtsanierung Nierstein 

11.02.2025 3.5 Öff.    

Stadtrat Nierstein 11.03.2025 18.4 Öff.    

 
    

 
Nierstein; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde/Stadt gemäß § 36 BauGB;  
Fäulingstraße; Flur 15, Flurstück 134/5 und 135/11 
Fristende: 06.02.2025 
Energetische Sanierung eines Wohnhauses und Errichtung eines Anbaus 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Bauausschuss erteilt zum vorliegenden Bauantrag das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB. 
 

 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle:       

 
 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von       € zur Verfügung. 

 

 Die Genehmigung bei Abweichung vom Einzelzweck erforderlich. 
 

 Bei gegenseitiger oder einseitiger Deckungsfähigkeit; Deckung erfolgt aus  
 Buchungsstelle:       

 

 Die Zustimmung zur Leistung von über-/außerplanmäßigen Ausgaben gemäß § 100 
GemO in Höhe von :       € wird erteilt. 

 

 Schriftlicher Antrag ist beigefügt. 
 
 
Im Auftrag  Im Auftrag 
   
   

(Rech)  (Crosland) 
Sachbearbeiterin  Stv.Fachbereichslei-

ter 
 
  



Seite 2 

Sachdarstellung der Verwaltung: 
 

Gegenstand des Bauantrages ist die energetische Sanierung eines Wohnhauses sowie die Er-
richtung eines Anbaus.  
 
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und zu-
gleich im unbeplanten Innenbereich der Gemeinde.  Im unbeplanten Innenbereich ist ein Vor-
haben zulässig, wenn es sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und der 
Grundstücksfläche, die überbaut werden soll, in die Eigenart der näheren Umgebung einfügt 
und die Erschließung gesichert ist. 
Das Vorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein.  
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
Das Bauvorhaben löst keinen Mehrbedarf an Stellplätzen aus. 
 
Der Ausschuss für Bauwesen und Stadtsanierung hat in seiner Sitzung am 19.11.2024 das er-
forderliche Einvernehmen versagt. 
 
Die zuständige Baugenehmigungsbehörde teilt der Stadt nunmehr mit Schreiben vom 
11.12.2024, eingegangen bei der Verbandsgemeinde am 02.01.2025 schriftlich mit, das feh-
lende gemeindliche Einvernehmen der Gemeinde ersetzen zu wollen, um im Anschluss die 
Baugenehmigung zu erteilen.  
Als Begründung führt die Bauaufsichtsbehörde voran, dass keine Rechtfertigungsgründe zum 
Versagen des gemeindlichen Einvernehmens vorliegen. Gemäß der Einschätzung der Kreisver-
waltung fügt sich die energetische Sanierung samt Wohnungsanbau nach örtlicher Inaugen-
scheinnahme unzweifelhaft in die Umgebungsbebauung ein.  
 
Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 3 BauGB i.V.m. § 71 Abs. 1 und 3 LBauO soll die Bauaufsichtsbehörde 
ein rechtswidrig versagtes Einvernehmen der Gemeinde ersetzen. Dazu gibt sie der Stadt Nier-
stein die Gelegenheit, innerhalb von 5 Wochen nach Eingang des Schreibens vom 11.12.2024 
über das Einvernehmen erneut zu beraten.  
 
 
 
  
 
 


